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(Nr. 5900.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. Mai 1864., betreffend die Genehmigung des 
Statuts des landſchaftlichen Kreditverbandes der Provinz Sachſen. 


Auf den Bericht vom 17. Mai d. J. ertheile Ich dem in notarieller Aus⸗ 
fertigung beiliegenden „Statut des landſchaftlichen Kreditverbandes 
der Provinz Sachſen“ mit der Maaßgabe, daß Pfandbriefe in Abſchnitten 
von zehn Thalern nicht ausgegeben werden dürfen und der Eingang des H. 16. 
danach zu ändern ift, hierdurch Meine landesherrliche Genehmigung. Gleich⸗ 
zeitig und in Folge dieſer Meiner Genehmigung, ſowie auf Grund des F. 2. 
des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. fuͤr 1833. S. 75.) will Ich 
dem landſchaftlichen Kreditverbande der Provinz Sachſen hiermit das Privi⸗ 
legium bewilligen, die in dieſem Statut naͤher bezeichneten, in Gemaͤßheit deſſelben 
zu verzinſenden und nach deſſen Beſtimmungen einzuloͤſenden Pfandbriefe und 
Kupons mit der rechtlichen Wirkung auszuſtellen, daß ein jeder Inhaber der⸗ 
ſelben die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums 
nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Uebrigens iſt dieſes Privilegium vorbehaltlich der Rechte Dritter und 
ohne dadurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Pfandbriefe und der 
anne eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats zu übernehmen, ertheilt 
worden. ö 

Dieſer Mein Erlaß und das anliegende Statut ſind durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veroͤffentlichen. | 

Berlin, den 30. Mai 1864. 


Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulen burg. | 


An die Miniſter der Finanzen, für Handel, Gewerbe und 
oͤffentliche Arbeiten, der Juſtiz, fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten und des Innern. 
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Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1864. 


Statut 
des 


landſchaftlichen Kreditverbandes der Provinz Sachſen. 1 


f BR $ 1. 
Name, Zweck Unter dem Namen „landſchaftlicher Kreditverband fuͤr die Provinz 
Kette des Be, Sachſen“ tritt ein Verein von Grundbeſitzern der Provinz Sachſen zuſammen, 
bandes. um nach den Beſtimmungen dieſes Statuts den Realkredit fuͤr ihre Beſitzungen 
b zu vermitteln. 
Das Domizil des Verbandes iſt Halle. Der Verband hat die Rechte 
einer Korporation, und das Recht, zur Beſchaffung der zur Beleihung des 
Grundbeſitzes ſeiner Mitglieder erforderlichen Valuta auf jeden Inhaber lau⸗ 
tende, mit vier Prozent verzinsliche Schuldverſchreibungen nach beiliegendem 
Formular A. unter der Benennung „Pfandbriefe des landſchaftlichen Kredit⸗ 
8 , verbandes der Provinz Sachſen“ auszufertigen. 
* Fa \ 8 a H. 2 
Mitglieder. Als Mitglied des Verbandes kann jeder Beſitzer eines in der Provinz 
% Sachſen belegenen landwirthſchaftlich oder forſtwirthſchaftlich benutzten Grund: 
ſtücks aufgenommen werden, welches nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
21. Mai. 1861., betreffend die anderweite Regulirung der Grundſteuer, einen 
Reinertrag von mindeſtens 50 Thalern gewaͤhrt. 
Herren Beitritt: -Die Meldung zum Beitritt geſchieht bei der Direktion des Verbandes 
O ſfreiwiliger / unter Einreichung eines vollſtaͤndigen Hypothekenſcheins uͤber die von dem Mel⸗ 
5 denden beſeſſenen Grundſtuͤcke, Beifuͤgung einer gehörig beſcheinigten Nachwei⸗ 
fung über die auf den Grundſtuͤcken ruhenden öffentlichen Laſten und Einſendung 
eines Eintrittsgeldes von 1 Thaler fuͤr jedes angefangene Tauſend der ver⸗ 
langten Darlehns ſumme. N \ 
Nachdem die Erhebung der Grundſteuer nach den Beſtimmungen des 


SR Geſetzes vom 21. Mai 1861., betreffend die anderweite Regulirung der Grunde 


ſteuer, eingetreten, iſt dem Anmeldungsgeſuche ein amtliches Atteſt uͤber den 

Reinertrag des Grundſtuͤcks, deſſen Beleihung verlangt wird, beizufuͤgen. 
Ueber die Aufnahme entſcheidet die Direktion. 

| Die Aufnahme kann nur in Fällen verweigert werden, in denen der 

Verwaltungsrath die Ausſchließung eines Mitgliedes verfuͤgen koͤnnte. 3 1 

; RS N 5 5 le 8 


Sieht 9 Anmeldende een Antrag zurück, der wird berſelbe von 1 555 5 
N Direktion zuruͤckgewieſen, fo wird das Eintrittsgeld nach Abzug der Aue die 
Prüfung erwachſenen Koſten zurückgezahlt. 


Der Erwerber eines mit Pfandbriefen nach Ben Beſtimmungen dieſes d) nothwen⸗ 
Statuts beliehenen Grundſtuͤcks iſt verpflichtet, dem Verbande ſofort beim Er⸗ den 
werbe des Grundſtuͤcks in einer gerichtlich oder notariell vollzogenen Urkunde 
beizutreten und die perfünliche Verbindlichkeit für die Pfandbriefſchuld zu uͤber⸗ 
nehmen. Dieſe Urkunde iſt binnen 14 Tagen nach dem Erwerbe des Grund⸗ 
ſtücks der Direktion des Verbandes einzureichen. Die Zahlung eines Eintritts⸗ 
geldes kann in dieſem Falle nicht verlangt werden. 


f H. 3. 1 

Jedes Mitglied iſt verpflichtet, eine auf daſſelbe gefallene Wahl als e hie 
Miglid oder Stellvertreter zum Verwaltungsrathe, Kommiſſar deſſelben und A 
Deputirten zur Generaldeputation anzunehmen, wenn e in gleicher Weiſe ie 
nicht bereits einmal dan geweſen iſt. 


H. 4. 5 
Der Austritt aus dem Verbande erfolgt, fobald das Mitglied die dem Austritt aus 


Verbande gegenuͤber übernommene Verbindlichkeit vollſtaͤndig gelöft hat. dem Verbande: 


Bei Veraͤußerung eines mit Pfandbriefen beliehenen Grundſtüͤcks erloͤſcht ® feiwiliger 
die perſoͤnliche Verbindlichkeit des Mitgliedes bezuͤglich des veraͤußerten Grund⸗ 
ſtuͤcks, ſobald die im H. 2. Alinea 7. vorgeſchriebene Urkunde von dem Beſitz⸗ 
nachfolger der Direktion eingereicht worden. 


Der Verwaltungsrath kann die Ausſchließung eines Mitgliedes Lerfagen, b) nothwen - 
wenn daſſelbe die ihm obliegenden ſtatutenmaͤßigen Verpflichtungen nicht erfuͤllt. diger. 
Mit dem Austritt reſp. der Ausſchließung ſind alle Met an dem Ver⸗ 

mögen des Verbandes erloſchen. f 


H. 3. d 

Die Ang legere des Verbandes werden geleitet, beziehungsweiſe fon Merwaltung 
trolirt: durch die Direktion, den Verwaltungsrath oder deſſen ee e und des Verbandes. 
die Generaldeputation. | 

| $. 6. | 

Die Direktion hat ihren Sitz in Halle. Sie beſteht aus drei beſoldeten, Orrektion. 
von dem Verwaltungsrathe gewaͤhlten und ernannten Perſonen. 

Eine derſelben muß dem Verbande als Mitglied angehoͤren. 

Ein Mitglied muß ein zum höheren Richteramte ſich Darren 
Juriſt fein. 

Der Verwaltungsrath beſtimmt dasjenige Mitglied der Direktion, wel⸗ 
ches in den Sitzungen derſelben den Vorſitz zu fuͤhren und deren Verfuͤgungen 
du vollziehen hat. 5 
Ar. 5900) 49 * N 


Verwaltungs 
© rath. 


ö‚ö«ö;«ò T 


Die Hoͤhe des Gehalts der Direktoren, die Zeitdauer und die Bedingun- 
gen ihrer Anſtellung beſtimmt der Verwaltungsrath. 2 
a Die Direktoren koͤnnen außerdem vom Verwaltungsrathe in allen den 
Faͤllen aus ihrer Stellung entlaſſen werden, in denen die Staatsregierung zur 
Entlaſſung eines Beamten aus ſeinem Amte befugt iſt. 
Die Namen der Direktoren, reſp. ihrer Stellvertreter (§. 7.) werden 
vom Verwaltungsrathe durch Inſerat in die fuͤr die Veroͤffentlichungen des 
Verbandes beſtimmten Blaͤtter bekannt gemacht. 


Sl 


Die Direktion verwaltet und leitet die Angelegenheiten des Verbandes 
und vertritt denſelben auch in denjenigen Faͤllen, in denen die Geſetze eine Spe⸗ 
zialvollmacht fordern. Die Legitimation der Direktoren und ihrer Stellvertreter 
wird durch eine Ausfertigung des Wahlprotokolls gefuͤhrt. 

Die Direktion iſt beſchlußfaͤhig nur bei Anweſenheit aller Mitglieder. 
Die Beſchluͤſſe der Direktion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bei ihrer Geſchaͤftsfuͤhrung hat die Direktion die ihr vom Verwaltungs⸗ 
1 15 ertheilten Inſtruktionen zu beobachten und den Beſchluͤſſen deſſelben Folge 
u leiſten. 

5 Gegen dritte Perſonen hat jedoch eine ſolche Beſchraͤnkung der Befug⸗ 
niſſe der Direktion, den Verband zu vertreten, keine rechtliche Wirkung. 

Die Direktoren werden, bis dieſelben vom Verwaltungsrathe gewaͤhlt 
oder ernannt ſind, und in Faͤllen der Abweſenheit, Krankheit oder anderer Ver⸗ 
hinderung durch vom Verwaltungsrathe ernannte Stellvertreter zeitweilig erſetzt, 
und haben ſolche die naͤmlichen Befugniſſe wie die Direktoren. 


$. 8. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus neun Mitgliedern. Jedes Mitglied 
des Verwaltungsrathes muß zugleich Mitglied des Verbandes ſein und einen 
Grundbeſitz haben, auf welchem fuͤr den Verband entweder eine Pfandbrief⸗ 
ſchuld von 10,000 Thalern eingetragen iſt, oder eingetragen werden kann. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes werden durch die Generaldepu⸗ 
tation auf ſechs Jahre erwaͤhlt. Alle zwei Jahre ſcheiden drei Mitglieder aus 
und werden durch die Wahl der Generaldeputation erſetzt. x 

Die Reihenfolge des Austritts wird für die Mitglieder des erſten Ver⸗ 
waltungsrathes durch das Loos, ſpaͤter durch das Alter ihrer Amtsdauer be⸗ 
ſtimmt. f 5 

Die Ausgeſchiedenen find wieder waͤhlbar. Alljaͤhrlich wählt der Ver⸗ 
waltungsrath aus feinen Mitgliedern einen Vorſitzenden und für denſelben 
einen Stellvertreter, ſowie aus der Zahl der Mitglieder des Verbandes drei 
Stellvertreter fuͤr den Fall der Behinderung oder des Ausſcheidens eines ſeiner 
Mitglieder. Zu Stellvertretern fuͤr die Mitglieder des Verwaltungsrathes ſind 
nur diejenigen Mitglieder des Verbandes waͤhlbar, die als Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrathes gewaͤhlt werden koͤnnen. a 0 
} . ; x % ? 


se 


§. 9. 


Der Verwaltungsrath kontrolirt die Geſchaͤftsfuͤhrung der Direktion 
und die geſammte Verwaltung des Verbandes. 


Er iſt namentlich verpflichtet: 


1) jaͤhrlich mindeſtens einmal die Kaſſenfuͤhrung des Vereins extraordinair 
durch zwei ſeiner Mitglieder revidiren zu laſſen, die Rechnung der 
Direktion abzunehmen und dieſer nach Erledigung der gezogenen 
Monita Decharge zu ertheilen; i 

2) der Generaldeputation jährlich einen Rechenſchaftsbericht zu erſtatten, 
und dieſen in den fuͤr die Bekanntmachungen des Verbandes beſtimm⸗ 
ten Zeitungen zu veroͤffentlichen; a 

3) alle Anordnungen zur Ausfuͤhrung dieſes Statuts zu treffen; 


4) die Geſchaͤftsinſtruktionen fuͤr die Beamten des Verbandes zu er⸗ 
laſſen, und f 

5) uͤber die gegen die Direktion oder andere Beamte des Verbandes ein⸗ 
gehenden Beſchwerden zu entſcheiden. 


Er hat das Recht: 


das Gebiet des Verbandes in Bezirke einzutheilen und innerhalb der⸗ 
ſelben einzelne ſeiner Befugniſſe durch Kommiſſarien (Landſchaftsraͤthe) 
ausuͤben zu laſſen. 


$. 10. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich jedes Jahr mindeſtens zweimal 
regelmaͤßig, und außerordentlich, ſo oft der Vorſitzende, drei ſeiner Mitglieder 
oder die Direktion es verlangt. 

Die Einladungen zur Verſammlung erfolgen von dem Vorſitzenden durch 
beſondere Einladungsſchreiben. ö a 

Die Stellvertreter werden in einer bei ihrer Wahl feſtzuſetzenden Reihen⸗ 
folge einberufen. 

Der Verwaltungsrath iſt beſchlußfaͤhig, wenn mindeſtens fuͤnf Mitglieder, 
und unter dieſen der Vorſitzende, oder im Fall ſeiner Verhinderung deſſen 
Stellvertreter anweſend ſind. 

In den Sitzungen des Verwaltungsrathes wird ein Protokoll gefuͤhrt 
und von ſaͤmmtlichen Anweſenden unterzeichnet. ö 

Das Protokoll in derjenigen Sitzung, in welcher uͤber Ertheilung der 
Decharge und Wahl der Direktoren reſp. deren Stellvertreter Beſchluß gefaßt 


wird, muß von einer Gerichtsperſon oder einem Notar gefuͤhrt werden. 


(fr. 5900) | 9. 11. 


tation. 


Omentber Die Generaldepufation beſteht aus dem Verwaltungsrathe und vier und 


angehoͤren, geſtellt werden. 


8 „ 


Die Deputirten werden von den zur Wahl erſchienenen Mitgliedern des 
Verbandes in von dem Verwaltungsrathe nach der Betheiligung abgegrenzten 
Bezirken unter Leitung je eines, in dem betreffenden Bezirke angeſeſſenen, vom 


zwanzig Deputirten des Verbandes. 


Verwaltungsrathe dazu beſtimmten Kommiſſars gewählt. Waͤhlbar find nur 


innerhalb des Bezirks angeſeſſene Mitglieder. 

Die Wahlen erfolgen auf drei Jahre. 

Eine Vertretung Behufs Ausuͤbung des Wahlrechts iſt nur den Ehe⸗ 
frauen durch ihre Ehemaͤnner, Münderfaßge durch ihre Vaͤter oder Vor⸗ 
muͤnder, mehreren Beſitzern eines mit Pfandbriefen beliehenen Gutes durch Be⸗ 
vollmaͤchtigung eines Mitbeſitzers, und moraliſchen Perſonen durch Bevollmaͤch⸗ 


tigte geſtattet. 5 


Kein zum Erſcheinen in den Wahlverſammlungen Berechtigter hat mehr 
als Eine Stimme. 5 


§. 12. 


Die Generaldeputation hat außer uͤber die in dieſem Statut ausdruͤcklich 
ihr zugewieſenen Gegenſtaͤnde nur uͤber Antraͤge Beſchluß zu faſſen, welche den 
dem Verwaltungsrathe und der Direktion nach dieſem Statut zuſtehenden Be⸗ 
fugniſſen nicht zuwiderlaufen. 


H. 13. 


Die ordentliche Verſammlung der Generaldeputation findet alljaͤhrlich 
in der erſten Haͤlfte des Jahres ſtatt, eine außerordentliche nur, wenn der 


Verwaltungsrath ſolche fuͤr nothwendig erachtet, oder wenn ſie von ſechs oder 


mehr Deputirten des Verbandes, welche mindeſtens ſeit einem Jahre demſelben 


angehören, bei dem Verwaltungsrathe beantragt wird. 8 


Die Einberufung zu den Verſammlungen der Generaldeputation erfolgt 
von dem Verwaltungsrathe unter Angabe der Tagesordnung durch beſondere 
Einladungsſchreiben mindeſtens vierzehn Tage vor dem beſtimmten Ver⸗ 
ſammlungstage. 0 5 

Die Generaldeputation iſt beſchlußfaͤhig, wenn fuͤnf Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrathes, und hierunter der Vorſitzende, und in Faͤllen ſeiner Verhin⸗ 
derung deſſen Stellvertreter und dreizehn Deputirte anweſend ſind. 

Antraͤge, welche Deputirte auf die Tagesordnung geſetzt ſehen wollen, 
muͤſſen mindeſtens vierzehn Tage vor der Einladung dem Verwaltungsrathe 
eingeſandt ſein. N 

Antraͤge, welche Mitglieder des Verbandes auf die Tagesordnung geſetzt 
ſehen wollen, muͤſſen in gleicher Friſt eingereicht ſein. Der Verwaltungsrath 
iſt nur verpflichtet, dieſelben auf die Tagesordnung zu ſetzen, wenn ſie von 
mindeſtens zwanzig Mitgliedern, die bereits ſeit einem Jahre dem Verbande 


r 


9m aller Verfammlungen der Generaldeputation führt der Vorſitzende 
des Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter den Vorſitz. 


Ueber jede Verhandlung der Generaldeputation iſt ein Protokoll durch 
eine Gerichtsperſon oder einen Notar aufzunehmen. ER 


$. 14. = 
Die richtige Behaͤndigung der Einladungsſchreiben zu den Sitzungen des Allgemeine 


Verwaltungsrathes und der Generaldeputation muß entweder durch Poſt⸗ fir Dark,. 

Inſinugtionsdokument, oder durch vollzogenen Poſtablieferungsſchein, oder durch kungsrath und 

ein ſonſt in glaubwuͤrdiger Form vollzogenes Empfangsbekenntniß beſchei⸗ Lon bu, 

nigt ſein. = = 
Die Mitglieder des Verwaltungsrathes reſp. deren Stellvertreter, ſowie 

die Deputirten zu der Generaldeputation erhalten kein Gehalt, ſondern nur 


Diaͤten und Reiſekoſten. Die Hoͤhe derſelben beſtimmt die Generaldeputation. 
| $. 15. | 


Zu Wahlen und Beſchluͤſſen des Verwaltungsrathes und der General⸗ 
deputation iſt abſolute Stimmenmehrheit der Anweſenden erforderlich. 
i Ergiebt bei Wahlen die erſte Abſtimmung keine abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit, ſo wird zur engeren Wahl unter den Gewählten in der Art ge⸗ 
ſchritten, daß bei jedem Wahlgange derjenige ausſcheidet, welcher die wenigſten 
Stimmen erhalten hat. g 
Haben zwei oder mehrere eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, 
entſcheidet das Loos, wer von ihnen auf die engere Wahl zu bringen, oder, 
wenn es ſich um den letzten Wahlgang handelt, als gewaͤhlt zu betrachten iſt. 
i Bei Beſchluͤſſen der betreffenden Verſammlungen entſcheidet im Falle 5 
der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden. 5 Be 
Die Abweſenden find an die Beſchluͤſſe der Anweſenden gebunden, 5 


§. 16. | 


Die Pfandbriefe werden in Abſchnitten von 1000 Thalern, 500 Thaleruͤ, Pfandbrieft, a 
100 Thalern, 50 Thalern, 25 Thalern und 10 Thalern ausgegeben, und ihnen 28 
zur Erhebung der. halbjährlich zahlbaren Zinſen Kupons nach Formular B., 

1 die mit Talons auf fuͤnf Jahre verſehen ſind, beigefuͤgt. 

Die Ausreichung der neuen Kupons ⸗Serie erfolgt, wenn der dazu beſtimmte 
a nicht eingereicht werden kann, an Den Vorzeiger des betreffenden Pfand⸗ 
riefes. f a 

Iſt aber vorher der Verluſt des Talons dem Direktorium angezeigt und 

der Aushaͤndigung der neuen Serie der Kupons widerſprochen worden, ſo wird 

dieſelbe zurückgehalten, bis die ſtreitigen Anſpruͤche auf die neue Serie guͤtlich 
oder im Wege des Prozeſſes erledigt ſind. 


$. 17. 


Fur die Sicherheit der Pfandbriefe und aller aus denſelben entſpringenden 
Rechte iſt der Verband verhaftet. 5 
- (Nr. 5900) | Der 


00 


Der Glaͤubiger, ſoweit er nicht aus dem Reſervefonds befriedigt werden 
kann, iſt befugt, in Hoͤhe der ihm zuſtehenden Forderung aus den dem Ver⸗ 
bande gehoͤrigen Hypotheken⸗Aktivis ſich diejenigen richterlich mit den Rechten 
eines Ceſſionars uͤberweiſen zu laſſen, welche er auswaͤhlt. 

Durch dieſe Ceſſion gehen alle Rechte und alle Pflichten, welche dem 
5 ler ae gegen das Gut oder den Beſitzer zugeſtanden haben, auf den Glaͤu⸗ 
iger uͤber. 

5 Der Verband iſt befugt, wegen ſeiner Forderungen an die Mitglieder 
des Verbandes ſich nach ſeiner Wahl an das Mobiliar- oder Immobiliar⸗ 
vermoͤgen derſelben zu halten. 

Die Mitglieder koͤnnen ſich dem Verbande gegenuͤber auf gerichtliche 
Zahlungsſtundungen nicht berufen. 


$. 18. 


Der Geſammtbetrag der Pfandbriefe darf den Geſammtbetrag der dem 
Verbande zuſtehenden Hypothekenforderungen zu keiner Zeit uͤberſteigen. Die 
Mitglieder der Direktion und des Verwaltungsrathes ſind hierfuͤr perſoͤnlich 
verantwortlich. Kuͤndigt der Verband einem Pfandbriefſchuldner das ihm ge⸗ 
währte Darlehn, fo ift ein der Summe deſſelben entſprechender Betrag an: 
Pfandbriefen zu kuͤndigen und nach dem Nennwerthe einzulöfen, ſofern der 
Schuldner nicht ſelbſt den Betrag in Pfandbriefen beſchaffen kann. 


H. 19. 


g Die Pfandbriefe koͤnnen Seitens der Inhaber gar nicht, von dem Ver⸗ 
bande aber nur zum Zwecke der ſtatutenmaͤßig zu bewirkenden Einloͤſung ge⸗ 
kuͤndigt werden. f 
Die Kuͤndigung iſt eine ſechsmonatliche und erfolgt durch dreimalige 
Inſertion in die fuͤr die Bekanntmachungen des Verbandes beſtimmten oͤffent⸗ 
lichen Blaͤtter. Die ſechs Monate beginnen vom Tage der letzten Inſertion. 
Die zu kuͤndigenden Pfandbriefnummern werden durch das Loos beſtimmt. 


H. 20. 


Die von dem Verbande den Inhabern gekuͤndigten Pfandbriefe muͤſſen 
zur Verfallzeit nebſt den noch nicht faͤlligen Kupons und dem Talon im kurs⸗ 
faͤhigen Zuſtande eingeliefert werden. 

ö Der Betrag der fehlenden Kupons wird dem Einliefernden von der 
Einloͤſungsvaluta in Abzug gebracht. ö 

Die Valuta der nicht eingeſendeten Pfandbriefe bleibt bis nach Ablauf 
der zu demſelben verabreichten Kupons⸗Serſe im Gewahrſam des Verbandes. 

Dieſe Depoſita werden zu Gunſten des Verbandes zinsbar angelegt, und 
ihre Beſtaͤnde, jedoch nur nach dem Kapitalbetrage und nach Abzug der nicht 
beigebrachten Kupons, nach Ablauf dieſer Zeit, und falls die Einloͤſung nicht 
fruͤher erfolgt iſt, bei dem Kreisgerichte, vor dem der Verband ſeinen Gerichts⸗ 
ſtand hat, baar eingezahlt, welches demnaͤchſt die Amortiſation der nicht ein⸗ 

ge⸗ 


1 gegangenen Pfandbriefe auf Koſten des Inhabers unter Entnahme derſelben 
aus der deponirten Maſſe zu veranlaſſen hat. 


$. 21. 


Verlorene oder beſchaͤdigte Pfandbriefe werden in Gemaͤßheit der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen amortiſirt. Kupons unterliegen einer vierjährigen Ver⸗ 
jährung und findet eine Amortiſation derſelben nicht ſtatt. 

Verlorene Talons koͤnnen nicht amortiſirt werden. 


§. 22. 


Der Verband gewaͤhrt ſeinen Mitgliedern Darlehne in den von ihm 
ausgegebenen Pfandbriefen nach dem Nennwerthe unter folgenden Bedingungen: 


1) von Gütern reſp. Grundſtuͤcken, deren Eigenthum Mehreren zuſteht, 
koͤnnen ideelle Antheile nicht beliehen werden; 


2) inſoweit das Eigenthum eines Gutes reſp. Grundſtuͤcks durch Lehn 
oder Familienſtiftung beſchraͤnkt iſt, muͤſſen bei einer vom Beſitzer beab⸗ 
ſichtigten Verſchuldung des Grundbeſitzes diejenigen Formen erfuͤllt 
reſp. deren Erfuͤllung nachgewieſen werden, welche die betreffenden 
Stiftungsurkunden, Statuten ꝛc. vorſchreiben; 


3) ſaͤmmtliche Koſten der Vorbereitung, Vollziehung des Darlehnsgeſchaͤfts 
und Eintragung des Darlehns traͤgt Darlehnsſucher, und kann zur 
Deckung derſelben ein angemeſſener Koſtenvorſchuß eingefordert werden; 


4) für Kapital, Zinſen, Verzugszinſen, Einklagungs⸗ und Beitreibungs⸗ 


koſten und alle ſonſtigen aus dem Darlehnsgeſchaͤft erwachſenden 


Koſten, ſowie die ſonſtigen ſtatutenmaͤßigen Beitraͤge, muß innerhalb 
der erſten Werthshaͤlfte des zu beleihenden Objektes und zur erſten 
Stelle Hypothek beſtellt werden; | 


5) der Darlehnsempfaͤnger iſt verpflichtet, bis zur gaͤnzlichen Tilgung der 
Schuld die auf dem beliehenen Grundſtuͤcke vorhandenen oder zu ers 
richtenden Gebäude, Inventarienſtuͤcke und Vorraͤthe mit der hoͤchſten 
zuläffigen Summe gegen Brandſchaden zu verſichern, und ſich hierbei 
allem dem zu unterwerfen, was ihm die Direktion zur Sicherung des 
Verbandes vorzuſchreiben für gut halt; 


6) der Schuldner hat das Darlehnskapital vom 1. desjenigen Monats 

ab, in welchem er daſſelbe empfangen, mit fuͤnf Prozent incl. Dreiviertel 

Prozent Tilgungsbeitrag zu verzinſen. Die Verzinſung erfolgt halb⸗ 

jährlich) praenumerando, und zwar dergeſtalt, daß die Zinſen fuͤr 

das erſte Halbjahr an dem vorhergehenden 15. Dezember und die fuͤr 

das zweite Halbjahr an dem vorhergehenden 15. Juni jeden Jahres 

i eingezahlt ſein muͤſſen; 

77) dem Direktorium des Verbandes, den Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
Nuhrgang 1864. (Nr. 5900) f 50 rathes 


Darlehne. 


8) 


rathes und den von demſelben ernannten Bezirkskommiſſarien ſteht 
jederzeit frei, von der Wirthſchaftsfuͤhrung des Schuldners Einſicht zu 
nehmen und iſt derſelbe verpflichtet, zu dieſem Behufe ſeine Wirth⸗ 
ſchaftsbuͤcher und Rechnungen vorzulegen; f 


dem Schuldner ſteht jederzeit frei, das Pfandbriefkapital ganz oder 
theilweiſe an den Verband zuruͤckzuzahlen; jedoch muͤſſen die Zinſen 
inel. der ſonſtigen ſtatutenmaͤßigen Beiträge für das laufende Halbjahr 
entrichtet werden. \ 
Die Zahlung erfolgt in Pfandbriefen des Verbandes nach dem 
Nennwerthe unter Beifuͤgung der laufenden Kupons und der Talons. 
Abgezahlte Betraͤge werden auf Antrag des Schuldners und auf 
Koſten deſſelben im Hypothekenbuche zur Loͤſchung gebracht, und 
kann er uͤber die von ihm bezahlte Darlehnsforderung des Verbandes 
mit Vorbehalt des Vorzugsrechtes fuͤr die dem Verbande auf dem 
Grundſtuͤcke verbleibenden Forderungen verfuͤgen; 


9) der Verband hat das Recht: 


A. das Pfandbriefkapital mit ſechsmonatlicher Friſt zu kuͤndigen: 
a) wenn der Erwerber eines mit Pfandbriefen beliehenen Objektes 
die ihm nach H. 2. ad 7. des Statutes obliegende Verpflichtung 
innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt nicht erfüllt; 
b) wenn der Schuldner ſeinen ſtatuten⸗ und vertragsmaͤßigen Ver⸗ 
pflichtungen nicht nachkommt; 
c) wenn das verpfaͤndete Objekt unter Sequeſtration oder Sub⸗ 
haſtation geſtellt wird; 
B. eine angemeſſene theilweiſe Abzahlung der Schuld in gleicher Friſt 
zu verlangen, wenn das verpfaͤndete Objekt ſich in ſeinem Werthe 
verringert; i 


10) kann Darlehnsſucher die Priorität (efr. ad 4. gegenw. Paragraphs) 


vor bereits eingetragenen Forderungen nicht ſofort verſchaffen, ſo iſt 
die Bewilligung eines Darlehns dennoch zulaͤſſig, wenn derſelbe ſich 
verpflichtet, die eingetragenen Forderungen zur Loͤſchung zu bringen, 
und wegen der Anſpruͤche aus denſelben dem Verbande eine Kaution 
in der Art beſtellt, daß er fuͤr je 75 Thaler der Forderung 100 Tha⸗ 
ler in Pfandbriefen des Verbandes bei demſelben deponirt. 

Bei der Berechnung des Betrages der Forderungen wird der 
Zinsſatz derſelben, wenn ſich kein hoͤherer ergiebt, auf fuͤnf Prozent, 
und der Ruͤckſtand der Zinſen, wenn deſſen Berichtigung nicht glaub⸗ 
haft nachgewieſen werden kann, auf acht Jahre angenommen. 


H. 23. 
Ueber die Gewaͤhrung und naͤheren Bedingungen des Darlehns, ſowie 


uͤber die Kuͤndigung deſſelben, entſcheidet die Direktion, auch ſteht a | 
echt 
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5 Rust zu, die Realiſtrung der Pfandbriefe für die Darlehnsſucher zu ver⸗ 
mitteln. N 5 a . f 


§. 24. 


So weit nach den Beſtimmungen dieſes Statutes eine Feſtſtellung des Werthsbeftim 
Werthes von Grundſtücken nothwendig wird, find dieſer die Ermittelungen zu uns ite. 
Grunde zu legen, welche zufolge des Geſetzes vom 2. Mai 1861., betref⸗ u 
fend die anderweitige Regelung der Grundſteuer, erfolgt find, und darf der 
Werth eines zu beleihenden Grundſtuͤckes nicht uͤber den dreißigfachen Betrag 
des wirklich ermittelten Reinertrages angenommen werden. 

Der Verwaltungsrath entſcheidet endguͤltig uͤber die Werthsbeſtimmung 
eines Grundſtuͤckes innerhalb der vorſtehend angegebenen Grenze. 


H. 25. 


Die ſaͤmmtlichen Einnahmen des Verbandes, mit Ausnahme der Tilgungs⸗ Fonds des 
beiträge von Dreiviertel Prozent, werden zunaͤchſt zur Beſtreitung der laufenden Verbandes. 
Ausgaben an Pfandbriefzinſen, Verwaltungskoſten ꝛc., und ſoweit der Be⸗ 

ſtand es zulaͤßt, zur Deckung von Verluſten verwendet. 

Der Ueberſchuß, ſoweit er nicht nach den Beſtimmungen des Verwal⸗ 
tungsrathes als Beſtand fuͤr das folgende Jahr fortzufuͤhren iſt, wird den 
Pfandbriefſchuldnern alljaͤhrlich pro rata ihres dem Verbande zur Zeit ſchul⸗ 
digen Kapitals in einem Reſervekonto gutgeſchrieben. f 2 

Die etwaigen Werkufte des Vereins, für welche jedes Mitglied deſſelben 5 
bis auf Hoͤhe von fuͤnf Prozent ſeines urſpruͤnglichen Schuldkapitals ſolidariſch i gr 
verhaftet ift, werden nach Verhältniß des zur Zeit ſchuldigen Kapitals jedes a 
einzelnen Mitgliedes vertheilt, und der antheilige Betrag wird zunaͤchſt von dm N 
Guthaben des betreffenden Mitgliedes abgeſchrieben. Reicht das Guthaben i 7 
eines Mitgliedes zur Deckung des ſo auf ihn vertheilten Verluſtantheils nicht 
aus, ſo hat es das Fehlende bis auf Hoͤhe von fuͤnf Prozent ſeines urſpruͤng⸗ 
lichen Schuldkapitals (unter Anrechnung ſeines Guthabens) binnen drei Mo⸗ 
naten nachzuzahlen. 

Hat das Mitglied auf dieſe Weiſe waͤhrend der Periode ſeiner Mitglied⸗ 
ſchaft, ſei es durch Abſchreibung von feinem Guthaben, ſei es durch baare Nach⸗ 
zahlungen, eine dem zwanzigſten Theile ſeines urſpruͤnglichen Schuldkapitals 
gleichkommende Geſammtſumme zu den Verluſten des Vereins beigetragen, fo 
iſt es von weiteren Beitraͤgen zu den Verluſten als Einzelner befreit. 

Eine Verfuͤgung uͤber das Guthaben ſteht dem Schuldner, ſo lange es 
fünf Prozent feines dem Verbande zur Zeit ſchuldigen Kapitals nicht uͤberſteigt, 
nur Behufs Tilgung der letzten fünf Prozent feiner Schuld, ſoweit es fünf 
Prozent feiner Schuld aber uͤberſteigt, nur mit den Einſchraͤnkungen der $$. 26. 

27. und 28. zu. ö 

Durch die Beſtimmungen dieſes Paragraphen wird die im H. 17. nor⸗ 

mirte allgemeine Haftbarkeit des Verbandes nicht berührt. 


H. 26. 


Die Tilgungsbeitraͤge der Schuldner von Dreiviertel Prozent werden dem⸗ 
(Nr. 59000 50 * fel- 
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felben halbjährlich in einem Amortiſationskonto unverkuͤrzt gutgeſchrieben, auf 


welches auch jährlich diejenigen Guthaben der Reſervekontos übertragen werden, 
welche fünf Prozent der betreffenden Schuld. überfteigen. 0 


H. 27. 


Die Beſtaͤnde der Reſervekontos werden zinsbar, entweder in inlaͤndiſchen 
Staats⸗ oder vom Staat garantirten Papieren, in inlaͤndiſchen Pfandbriefen, 
eingeſchloſſen die Pfandbriefe des Verbandes, zu Gunſten deſſelben angelegt. 

Die Beſtaͤnde der Amortiſationskontos werden jaͤhrlich zweimal, ſoweit 
es rechnungsmaͤßig moͤglich iſt, entweder zum Ankauf von Pfandbriefen des 
Verbandes nach dem Kurswerthe, oder zur Einloͤſung derſelben nach vorheriger 
Kuͤndigung nach dem Nennwerthe verwendet; der Verwaltungsrath beſtimmt 
die Art und Weiſe der Verwendung. g 


$. 28. 


Hat das Spezial-⸗Amortiſationskonto (H. 26.) eines Pfandbriefſchuldners 
den Betrag von mindeſtens zehn Prozent des von ihm zur Zeit verſchuldeten 
Kapitals erreicht, ſteht ihm das Recht zu, loͤſchungsfaͤhige Quittung uͤber den 
auf dieſe Weiſe berichtigten Theil ſeiner Schuld zu fordern, und iſt er befugt, 
auf Grund dieſer Quittung: 


. entweder auf ſeine Koſten den betreffenden Betrag im Hypothekenbuche 
5 N zur Loͤſchung bringen zu laſſen, 
oder uͤber die von der bezahlten Schuldquote bisher eingenommene Stelle 
mit Vorbehalt des Vorzugsrechtes fuͤr die dem Verbande auf ſeinem 
Grundbeſitz noch haftenden Forderungen zu verfuͤgen. 


H. 29. 


Aufficht der Die Staatsregierung kann einen Kommiſſarius zur Wahrnehmung des 
Katz ehe. Aufſichtsrechts für beftändig oder fir einzelne Fälle beſtellen. 
. Dieſer Kommiſſarius kann nicht allein allen Sitzungen des Verwaltungs⸗ 
rathes oder der Generaldeputation beiwohnen, ſondern auch ſolche Sitzungen 
berufen und jederzeit in allen Buͤreaus des Verbandes von den Buͤchern, Rech⸗ 


ihnen und anderen Skripturen, ſowie auch von den Kaſſenbeſtaͤnden Einſicht 
nehmen. 


” 


H. 30. 


Die für Ver. Veroͤffentlichungen des Verwaltungsrathes und der Direktion haben für 
ungen die Mitglieder Rechtswirkung und die Kraft beſonders behaͤndigter Vorladungen, 
beſtimmten wenn fie durch den Staatsanzeiger, oder ein in der Folge an deſſen Stelle tre⸗ 
Blätter. tendes Blatt, und den im Staatsanzeiger vorher bekannt gemachten Blättern 
: ſtattgefunden haben. 

% Welche Blätter zum vorftehend genannten Zwecke zu wählen find, be⸗ 
ſtimmt der Verwaltungsrath. N 


1 


9. 81. 


H. 31. 


a Eine Aenderung des Statuts kann nur zufolge eines ordnungsmaͤßigen 
Beſchluſſes einer Verſammlung der Generaldeputation mit landesherrlicher Ge⸗ 
nehmigung erfolgen | 1755 ö 


Uebergangsbeſtimmungen. 


Artikel J. 

Die in der Verſammlung vom 17. Auguſt 1863. zur Ausfuͤhrung der 

Beſchluͤſſe derſelben gewaͤhlte Kommiſſion leitet und verwaltet bis zur definitiven 

Bildung der Verwaltungsorgane die Geſchaͤfte des Verbandes, und hat ſie zu 

dieſem Behufe alle Rechte und Pflichten des Verwaltungsrathes mit der Ein⸗ 

ſchraͤnkung, daß die von ihr gewaͤhlten Mitglieder der Direktion nicht definitiv 
von ihr angeſtellt werden koͤnnen. 


Artikel II. 


Die Kommiſſion hat das Recht, ſich aus der Zahl der Mitglieder des 
Verbandes bis zu neun Mitgliedern zu ergaͤnzen. 

In Verhinderungsfaͤllen eines Mitgliedes der Kommiſſion wird daſſelbe 
durch die in der Verſammlung vom 17. Auguſt 1863. zu Halle gewaͤhlten 
Stellvertreter vertreten. u 


Artikel III. 


Die Kommiſſion iſt, fo lange fie ſich nicht verſtaͤrkt hat, beſchlußfaͤhig, 


wenn mindeſtens drei Mitglieder, und unter dieſen der Vorſitzende, oder im Falle 
ſeiner Verhinderung deſſen Stellvertreter, anweſend ſind. Hat die Kommiſſion 
ſich verſtaͤrkt, findet in Hinſicht der Beſchlußfaͤhigkeit die Beſtimmung ach 4. 
$. 10. hier Platz. 

Artikel IV. 


Bis ſpaͤteſtens am 1. Oktober 1865. hat die Kommiſſion nach Anleitung 


des $. 11. der Statuten die Wahl der Deputirten zur Generaldeputation zu 
veranlaffen, und nach Anleitung des F. 12. die gewählten Deputirten zu einer 
Sitzung einzuberufen. 
Die Kommiſſion und die zur Verſtaͤrkung zugezogenen Mitglieder des 
Verbandes bilden mit den gewaͤhlten Deputirten die erſte Generaldeputation. 


Artikel V. 


Die in vorſtehender Uebergangsbeſtimmung der Kommiſſion ertheilten Be⸗ 
fugniſſe erloͤſchen, ſobald die nach Art. IV. einberufene Generaldeputation die 
ordnungsmaͤßigen Wahlen zum Verwaltungsrathe vorgenommen hat. 
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Formular 4. 


Pfandbrief q 
des landſchaftlichen Kreditverbandes der Provinz Sachſen 
über ........ Thaler. 


Der landſchaftliche Kreditverband der Provinz Sachſen ſchuldet dem 
Inhaber dieſes Pfandbriefes die Summe von Thalern. Die Summe 
wird in Gemaͤßheit des Statuts des landſchaftlichen Kreditverbandes der Pro⸗ 
vinz Sachſen mit vier Prozent verzinſt und nach vorgaͤngiger 6 (ſechs) monat⸗ 
licher, nur dem Verbande zuſtehenden 5 zuruͤckgezahlt. Die Zahlung 
der Zinſen erfolgt nur gegen Beibringung der beſonders ausgefertigten Zins⸗ 
Kupons. 


Halle, den n 18. 


(Trockenes Siegel.) 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes. 


Die Direktion des landſchaftlichen Kreditverbandes der Provinz 
| Sachen. . 


oe „ 


Aftes Mitglied und Vor⸗ Ates Mitglied der Direk- Ztes Mitglied der Direk⸗ 
ſitzender der Direktion. tion. tion. 


Eingetragen in das Lagerbuch 
Fol.. . 


Buchhalter. 


For⸗ 


ere o r 8 %%% ͤ Vw c > 
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Be 
| Formular B. 
Zins-Kupon A 1. 
des Pfandbrie fs MM... 
des landſchaftlichen Kreditverbandes der Provinz Sachſen 


über (geſchrieben Thaler. 
Inhaber dieſes empfangt aoaewmmꝛmnn die halbjaͤhrigen Zinſen 
des oben bezeichneten Pfandbriefes mit a. u 1 
A 18 
Die Direktion des landſchaftlichen Kreditverbandes der Provinz 
Sachſen. 


(Trockenes Siegel.) 


Deieſer Zinskupon verjährt in vier Jahren, vom 31. Dezember des Jahres an gerechnet, 
in welches der Zahlungstag fallt, 


Aue 
zu dem pfandbrieff c 
des landſchaftlichen Kreditverbandes der Provinz Sachſen 
über Thaler. 


Der Vorzeiger dieſes Talons empfaͤngt ohne weitere Pruͤfung ſeiner 
Legitimation die fuͤr den vorſtehend bezeichneten Pfandbrief neu auszufertigenden 
bi 


Zinskupons für fünf Jahre vomnm id nn een 
Balle ben . m... nn 18. 8 
Die Direktion des landſchaftlichen Kreditverbandes der Provinz 
Sachſen. 2 


(Trockenes Siegel.) 


Gr. 5900—5901) a (Fr. 5901.) N 
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(Nr. 5901.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. Mai 1864., betreffend die Verleihung der fiskali⸗ 
ö ſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee im Kreiſe 
Sangerhauſen des Regierungsbezirks Merſeburg von Stolberg uͤber Breiten⸗ 
ſtein bis zur Anhalt-Bernburgſchen Landesgrenze gegen Friedrichshoͤhe, mit 
einer Abzweigung nach dem Chauſſeehauſe am Auerberge auf der Harz—⸗ 
gerode-Stolberger Chauſſee, an den Grafen zu Stolberg-Stolberg. 


Nacden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee im Kreiſe Sangerhauſen des Regierungsbezirks Merſeburg von Stol⸗ 
berg über Breitenſtein bis zur Anhalt⸗Bernburgſchen Landesgrenze gegen Frie⸗ 
drichshoͤhe mit einer Abzweigung nach dem Chauſſechauſe am Auerberge auf 
der Harzgerode-Stolberger Chauſſee genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem 
Grafen zu Stolberg⸗Stolberg das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſee⸗ 
ſtrecken erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will 
Ich dem Grafen zu Stolberg⸗Stolberg gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats» Chauffeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗ Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. f 
Berlin, den 30. Mai 1864. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


